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Reklame

Einbürgerungen: 
das letzte Wort gehört den 
Gemeinden!
Mit der Einbürgerungsinitiative 
der SVP erhalten die Gemeinden 
wieder das letzte Wort bei Ein-
bürgerungsentscheiden. Der Zu-
stand, wie er seit jeher und bis 
2003 in der Schweiz Bestand 
hatte, würde damit wiederherge-
stellt. Die endgültige Entschei-
dung, wer Schweizer werden soll 
und wer nicht, muss ein politi-
scher Entscheid bleiben und darf 
nicht zum Verwaltungsakt ver-
kommen. Dadurch können Mas-
seneinbürgerungen verhindert 
und die Volksrechte gestärkt 
werden. Ausserdem wird auch 
den bisherigen Volksentscheiden 
gegen erleichterte Einbürgerun-
gen Rechnung getragen.

Am 2. Mai wurde das grösste Pla-
kat, das in der Schweiz jemals für 
politische Kommunikation einge-
setzt wurde, präsentiert. Es befi n-
det sich an der Aussenfassade 
eines Parkhauses an der Pfi ngst-
weidstrasse 1 in Zürich und misst 
11,68 Meter mal 13,57 Meter! 

Dieses Megaplakat ist ab sofort 
und bis zur Abstimmung vom 
1. Juni 2008 an diesem Standort 
zu sehen. Es wirbt für ein Ja zur 
Einbürgerungsinitiative der SVP. 

Zofinger Tagblatt AG
Henzmannstrasse 20
4800 Zofingen
Tel. 062 745 93 93
www.ztonline.ch

Win-win
statt Blabla.

Die SVP-Nationalräte Hans Fehr und Andrea Geissbühler bei der Präsen-
tation des grössten politischen Plakates, das die Schweiz je  gesehen 
hat.
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Bruchsch Liecht?

NOSERLIGHT
®

CH-8909 Zwillikon Telefon 044 701 81 81, Fax 044 761 86 12
info@noserlight.ch, www.noserlight.ch

Nationalrat Toni Brunner, Präsident der SVP Schweiz 

Nein zum Richterdiktat 
– Ja zu demokratischen 
Einbürgerungen

Die Demokratie ist die Staatsform, in 
welcher der freie Bürger frei ent-
scheidet. Was er auf den Stimm- 
oder Wahlzettel schreibt, ist sein 
persönlicher Entscheid. Darüber ist 
er niemandem Rechenschaft schul-
dig, ausser sich selbst. Das muss so 
sein: Gäbe es ein Überwachungsgre-
mium, das beim Urnengang unsere 
Motive überprüfen würde, wären wir 
Bürger nicht die oberste Instanz im 
Staat. Und unser Staat wäre dann 
keine Demokratie; der Bürger wäre 
nicht mehr Bürger, sondern Untertan. 
Solche Gesinnungsüberwachung 
gibt es im Iran und in Weissrussland 
– einer Demokratie aber ist sie 
fremd. 

Nur: Im Sommer 2003 hat das Bun-
desgericht in dreister Weise Gesetz 
und die eigene politische Weltsicht 
durcheinandergemischt. Das Recht 
zur Einbürgerung wurde dem Stimm-
bürger entzogen und der Justiz 
übertragen. Eine Begründungspfl icht 

wurde eingeführt, wie das in der Ju-
ristensprache heisst.

Damit hat das Bundesgericht sich in 
ordnungswidriger Weise Kompeten-
zen zugeschrieben und gleichzeitig 
auch den föderalistischen Aufbau 
unseres Staates missachtet. Das 
traditionelle Recht der Gemeinde, 
über die Aufnahme neuer Mitglieder 
zu befi nden und auch die Regelun-
gen hierzu selbst festzulegen, ist uns 
Bürgern per Richterdiktat entzogen 
worden.

Seither müssen wir unser Stimmver-
halten dem Richter erklären. Aber 
wenn wir dem Richter rapportieren 
müssen, weshalb wir so und nicht 
anders entscheiden, dann ist nicht 
mehr das Volk Souverän, dann sind 
die Richter Souverän. Diese ent-
scheiden dann, ob ihnen die Begrün-
dung des Bürgers passt oder nicht. 
Und wenn der Richter eine andere 
Auffassung hat als die Mehrheit der 

Bürger, hebt er den Mehrheitsent-
scheid kurzerhand auf! An die Stelle 
des Volksentscheides setzt der Rich-
ter den Richterbefehl, seinen eige-
nen Entscheid gemäss seiner eige-
nen, persönlichen Gesinnung. 

Da muss jeder Demokrat erschro-
cken zusammenzucken: Was wir an 
fremden totalitären Staaten zu Recht 
kritisieren, führen linke Politiker und 
machtstrebende Richter auch in un-
serem Land ein: nämlich, dass weni-
ge über viele bestimmen, dass Ein-
zelne sich über das Volksmehr hin-
wegsetzen. 

Diese Richterüberheblichkeit braucht 
am 1. Juni eine kräftige Antwort des 
Volkes: Ja zu Rechtsstaat und De-
mokratie, Ja zu den Volksrechten, Ja 
zur Volksinitiative für demokratische 
Einbürgerungen!

Ihr Toni Brunner
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Im Jahre 1990 wurden in unserem 
Land 6183 Ausländer eingebürgert; 
derzeit sind es gegen 50 000 pro 
Jahr. Von den Eingebürgerten stam-
men rund 50 % aus Ex-Jugoslawien 
und der Türkei. Von 1990 bis 2007 
wurde der Schweizer Pass an über 
450 000 Ausländer abgegeben. Dies 
entspricht der gesamten Einwohner-
zahl von Bern, Basel, St. Gallen, Lu-
zern und Neuenburg. 

Diese infl ationären Einbürgerungs-
zahlen sind massgeblich auf einen 
Bundesgerichtsentscheid vom Juli 
2003 zurückzuführen: Das Richter-
gremium hat damals eigenmächtig 
entschieden, abgewiesene Gesuche 
müssten begründet werden. Jeder 
Gesuchsteller hat somit auch ein Re-
kursrecht und kann den Richter an-
rufen. Die Verleihung des Bürger-
rechts – während 150 Jahren eine 

Nationalrat Hans Fehr, SVP/ZH, Geschäftsführer AUNS

Das letzte Wort bei 
Einbürgerungsfragen 
gehört den Gemeinden
Die Volksinitiative «für demokratische Einbürgerungen» sorgt dafür, dass unser Bürger-
recht, das mit weltweit einzigartigen Volksrechten verbunden ist, nicht wie ein Massenar-
tikel verschleudert wird. Über Einbürgerungen soll wieder defi nitiv auf Gemeindeebene 
entschieden werden, wie dies bis Mitte 2003 der Fall war. 

urdemokratische politische Ent-
scheidung der Stimmbürger, die kei-
ner Begründung bedarf – wurde da-
mit zu einem Verwaltungsakt degra-
diert. Das ist umso unverständlicher, 
als die Schweiz, gemessen an der 
Gesamtbevölkerung, europaweit am 
meisten Ausländer einbürgert. 
Der Bundesgerichtsentscheid be-
wirkt, dass die Einbürgerungsinstan-
zen Gesuche im Zweifelsfall gut-
heissen. Sie riskieren sonst einen 
Rechtsstreit mit der Folge, dass die 
Rekursinstanz ihren Entscheid um-
stossen kann. Das führt dazu, dass 
auch schlecht integrierte, sozialhil-
feabhängige oder gar straffällige 
Ausländer eingebürgert werden. So 
geht die Taktik der Linken und der 
übrigen Multikulti-Apostel auf: Mit 
Masseneinbürgerungen wollen sie 
den hohen Ausländeranteil und die 
weit überdurchschnittliche Auslän-
derkriminalität statistisch senken 
und beschönigen. 

Die Einbürgerungsinitiative stellt den 
bewährten Zustand vor dem Bun-

desgerichtsentscheid wieder her, 
indem sie die Verfassung wie folgt 
ergänzt: «Die Stimmberechtigten je-
der Gemeinde legen in der Gemein-
deordnung fest, welches Organ das 
Gemeindebürgerrecht erteilt. Der 
Entscheid dieses Organs über die 
Erteilung des Gemeindebürgerrechts 
ist endgültig.» 

Damit ist klar: Der Einbürgerungs-
entscheid ist wieder ein demokrati-
scher Entscheid und kein Verwal-
tungsakt; Masseneinbürgerungen 
werden gestoppt. Zweitens: Die Bür-
ger jeder Gemeinde legen fest, ob 
der Gemeinderat, eine gewählte 
Kommission, das Gemeindeparla-
ment, die Gemeindeversammlung 
oder die Stimmbürger an der Urne 
defi nitiv über die Einbürgerungen 
entscheiden. 

Die gegnerischen Behauptungen, 
wonach die Initiative gegen Men-
schenrechte verstosse, ist absurd. 
Zudem ist der Gegenvorschlag des 
Parlaments, der anstelle der Initiati-
ve zum Tragen käme, eine Bauern-
fängerei: Man tut so, als wäre die 
Einbürgerung ein politischer Ent-
scheid, hält aber an der Begrün-
dungspfl icht und am Rekursrecht 
fest. 

Mit Ihrem Ja zur Volksinitiative 
«für demokratische Einbürgerun-
gen» am 1. Juni 2008 korrigieren 
Sie einen folgenschweren Bun-
desgerichtsentscheid. Und Sie 
sorgen dafür, dass das Schweizer 
Volk auch bei Einbürgerungen 
wieder das letzte Wort hat.

Diese Vorlage ist deshalb für die 
Zukunft des Bürgerrechtes, die 
Erhaltung der Rechte der Schwei-
zer und den zukünftigen Weg der 
Schweiz von eminenter Bedeu-
tung.

Werbung

TROUVAILLES
Kunstgalerie

Permanente
Gemälde-Ausstellung

des 19.–20. Jahrhunderts

 Mittwoch: 14.00–18.00 Uhr
 Samstag: 12.00–16.00 Uhr

oder nach Vereinbarung

Paul + Charlotte Vogt
Fischmarkt 6

CH-4410 Liestal

 Tel./Fax +41 61 721 78 81
 Natel +41 79 674 05 84

vogttrouvailles@bluewin.ch
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Bundesverfassung und Kantonsver-
fassungen bestimmen, dass Parla-
mente für die Oberaufsicht der Ver-
waltungen zuständig sind. Selbst 
öffentlich-rechtliche Anstalten, wie 
zum Beispiel kantonale Elektrizi-
tätswerke, Kantonalbanken, Spitä-
ler oder Hochschulen, werden durch 
parlamentarische Kommissionen 
beaufsichtigt. Die Gewaltentren-
nung des Staates in Exekutive, Le-
gislative und Judikative bekämpft 
Willkür nur, wenn sich die Gewalten 
gegenseitig kontrollieren. Dies wird 
vernachlässigt, wenn mehrere Kan-
tonsregierungen zusammen ein Se-
kretariat unterhalten. Welches Kan-
tonsparlament ist zuständig? Jedes 
ein bisschen, keines richtig? Der 
Vorteil, dass nicht jeder Kanton das 
Rad neu erfi nden muss, ist das 
Manko der fehlenden Oberaufsicht 
wert, immerhin erarbeiten Direkto-
renkonferenzen praktische Richtli-
nien zur Gesetzesausführung. Nor-
malerweise halten sie die Adminis-
tration in Grenzen und mischen sich 
nicht in die Gesetzgebung ein – mit 
Ausnahme der EDK, mit Abstand die 
grösste Direktorenkonferenz.

Weit grösser als manche 
Abteilung in Bundesbern

Über 50 Angestellte lassen sich al-
leine auf der Mitarbeiterliste des 
Generalsekretariats der EDK in Bern 
zählen. Dazu kommen mit je zwi-
schen fünf und zehn Personen be-
setzte Sekretariate der vier Regio-
nalkonferenzen, EDK Westschweiz 
(Neuchâtel), Bildungsdirektoren-
Konferenz Zentralschweiz (Luzern), 
EDK Nordwestschweiz (Aarau) und 
EDK Ost (Schaffhausen). Die drei 
Letztgenannten unterhalten oben-

drein eine gemeinsame Geschäfts-
stelle. Diese suchte übrigens 
 Anfang April einen Kommunika-
tionsbeauftragten; zum richtigen 
Zeitpunkt, um auf kantonale Har-
moS-Abstimmungen Einfl uss zu 
nehmen. Die EDK führt vier ge-
samtschweizerisch tätige Institutio-
nen, nämlich die Koordinationsstel-
le für Bildungsforschung, die Zent-
ralstelle für die Weiterbildung von 
Mittelschullehrpersonen, die Fach-
stelle für Informationstechnologie 
im Bildungswesen und die Zentral-
stelle für Heilpädagogik, und sie 
unterhält ein eigenständiges Infor-
mations- und Dokumentationszent-
rum. Auch die Regionalkonferenzen 
führen Institutionen. Alles in allem 
eine Verwaltung, die weit grösser 
ist als manche Abteilung in Bun-
desbern.

Unter dem Dach der EDK sind über 
500 Vertreter der Kantone, des 
Bundes und weiterer Partner in Ar-
beitsgruppen, Projektgruppen, Kon-
taktgruppen, Beiräten, Steuergrup-
pen und Rektorenkonferenzen ver-
netzt. Auf regionaler Ebene kom-

men ähnliche Strukturen dazu, 
zum Beispiel die Kommission für 
den sprachregionalen Lehrplan. 
Amtsleiterkonferenzen (Volksschu-
le, Mittelschule, Berufsbildung) und 
die regionalen und die nationale 
Konferenz der Departementsse-
kretäre runden das Bild ab: ein 
 Bildungsbürokraten-Moloch ohne 
Oberaufsicht. 

HarmoS – Verletzung der 
Gewaltentrennung

Und der Moloch macht Gesetz: Die 
interkantonale Vereinbarung über 
die Harmonisierung der obligatori-
schen Schule (HarmoS) der EDK 
regelt verbindlich, was bis anhin 
von Kantonsräten diskutiert und mit 
Vorstössen modifi ziert werden 
konnte und von der Bevölkerung 
mit Initiativen und Referendum mit-
gestaltet wurde. Blockzeiten und 
Tagesstrukturen, Bildungsmonito-
ring, Portfolios, Lehrpläne detaillier-
ter als Stufenziele, Lehrmittel und 
die Unterstützung der Kurse in hei-
matlicher Sprache und Kultur wer-
den auferlegt. Allesamt Neuerun-
gen, die es verdienten, innerhalb 
der Kantone beraten zu werden, 
und die nicht im Bildungsartikel der 
Bundesverfassung enthalten sind. 
Der legt fest, dass Schuleintritts-
alter und Schulpfl icht, Dauer und 
Ziele der Bildungsstufen (also 
 Primarstufe und Sekundarstufe als 
Ganzes), die Übergänge dieser 
 Bildungsstufen und die gegensei-
tige Anerkennung von Abschlüssen 
harmonisiert werden müssen. Da-
mit war die Stimmbevölkerung mit 
85 Prozent einverstanden (21. Mai 
2006, Abstimmung über den Bil-
dungsartikel in der Bundesver-

fassung). HarmoS geht weit darü-
ber hinaus. Dem Souverän wird so 
die Gesetzgebung (auch die zu-
künftige) in Fragen entrissen, in 
denen er dies nie vorgesehen hat. 
Das  Prinzip der Gewaltentrennung 
stirbt.

Will ein Gemeinderat zum Beispiel 
mittels Behördeninitiative erreichen, 
dass der Zwang zu Tagesstrukturen 
abgeschafft wird, müsste der be-
treffende Kanton aus HarmoS aus-
treten. Das allerdings ist praktisch 
unmöglich, denn mit 17 übrigen 
Konkordatskantonen bleibt HarmoS 
allgemein verbindlich. Im Grün-
dungskonkordat der EDK von 1970 
waren sich die Bildungsdirektoren 
der Gewaltentrennung noch be-
wusst. Sie haben sich auferlegt, nur 
Empfehlungen zu erlassen. Dabei 
zu bleiben wäre auch heute überall 
dort korrekt, wo eine verbindliche 
Harmonisierung laut Bundesverfas-
sung nicht vorgeschrieben ist. Doch 
so liessen sich linke Anliegen (Ta-
gesstrukturen, Kurse für heimatli-
che Sprache und Kultur, Bürokratie) 
nicht fl ächendeckend erzwingen. 
Mit gemeinsamem Bildungsmonito-
ring und gemeinsamer Bildungsent-
wicklung ohne lästige parlamentari-
sche Kontrolle sind Ideologien gren-
zenlos verwirklichbar. Die EDK wird 
weiter wachsen und das Volk wird 
übers Ohr gehauen.

Bildungsdirektoren zur 
Raison zwingen

Es wäre demokratischer, die Bil-
dung direkt beim Bund anzusiedeln. 
Überkantonale Bereiche, die heute 
von der EDK geregelt werden, er-
hielten so eine parlamentarische 
Aufsicht (National- und Ständerat) 
und gründeten auf beeinfl ussbarem 
Bundesrecht statt auf der Konkor-
datsvereinbarung. Doch die Stoss-
richtung der SVP darf nicht die Ab-
schaffung der Kantonsautonomie 
sein: Vielmehr sind die Bildungsdi-
rektoren zur Raison zu bringen. Sie 
müssen HarmoS auf das Nötigste 
stutzen und für alles Übrige höchs-
tens unverbindliche Richtlinien er-
lassen, die Bürokratie der EDK 
massiv verkleinern und eine Form 
der parlamentarischen Oberauf-
sicht vorschlagen. Dazu muss Har-
moS, wie es heute vorliegt, in mög-
lichst vielen Kantonen abgelehnt 
werden.

Matthias Hauser, Kantonsrat, Hüntwangen ZH

Moloch EDK – 
Bildungsbürokratie 
ohne Kontrolle
Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) betreibt eine Bü-
rokratie, die parlamentarisch nicht beaufsichtigt ist. Mit HarmoS setzt sie verbindliches 
Recht und verletzt so das Prinzip der Gewaltentrennung.
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Wir können den Bundesrat und ins-
besondere die Volkswirtschaftsmi-
nisterin Doris Leuthard (CVP) nicht 
verstehen. Man gibt dem Druck lin-
ker Medien und Parteien nach. Das 
ist offenbar auch eine unmittelbare 
Folge der neuen Zusammensetzung 
im  Bundesrat seit dem 12. Dezem-
ber. Ein international tätiger Unter-
nehmer wie Christoph Blocher hätte 
einen solchen fatalen Entscheid zu 
verhindern gewusst. Zumal er sich 
anlässlich der SVP-Delegiertenver-
sammlung in Nidwalden persönlich 
über die Pilatuswerke informiert hat 
und mit der Geschäftsleitung Ge-
spräche geführt hat. 

Die Pilatuswerke sind der grösste 
Arbeitgeber im Kanton. Mit allen in-
direkten Arbeitsplätzen leben rund 
1800 Beschäftigte von den Pilatus-
werken. 

Die SVP Nidwalden wird alle Hebel in 
Bewegung setzen, um diesen ver-
heerenden Bundesratsentscheid zu 
korrigieren. Mit folgendem Vorge-
hen: 

1. Die SVP Nidwalden wird inten-
siv mit der SVP-Fraktion im 
Nationalrat zusammenarbeiten, 
um diesen Fehlentscheid in 
Bern zu korrigieren. Wir haben 

bereits die Zusicherung des 
Parteipräsidenten Toni Brun-
ner. 

2. Wir werden eine Petition in 
Nidwalden starten. Inhalt: Nein 
zum Anti-Pilatus-Gesetz. Ja zu 
den Pilatuswerken Nidwalden.

3. Wir werden beantragen, die 
Millionenzahlungen in den Na-
tionalen Finanzausgleich (NFA) 
zurückzuhalten. Es kann nicht 
sein, dass ein Bergkanton sol-
che Zahlungen in die Bundes-
kasse leistet, wenn der Mitte-
links-Bundesrat dem Kanton 

Peter Keller, Vizepräsident SVP Nidwalden

Petition gegen das 
Anti-Pilatus-Gesetz des 
Bundesrates!
Vorläufi g keine NFA-Zahlung durch 
den Kanton Nidwalden!
Der Bundesrat hat jüngst ein Gesetz erlassen, das die Pilatuswerke unverhältnismässig 
bestraft, ja das ganze Unternehmen in seiner Existenz bedroht. Die Geschäftsleitung der 
Pilatuswerke hat sogar mit einem Abzug ihrer Tätigkeit aus dem Kanton Nidwalden 
 gedroht. 

Schon 2007 wurde im Bundesrat die Verschärfung des Güterkontroll-
gesetzes diskutiert. Doch Bundesrat Christoph Blocher wehrte sich 
damals gegen diese unsinnige Abstrafung der Pilatus Flugzeug-
werke.

Nach der Abwahl Blochers durch die Linken und die CVP hat nun der 
neue Bundesrat die Bestimmungen doch noch verschärft. Damit be-
straft er die Pilatuswerke, obschon sich das Unternehmen an alle 
Gesetze gehalten hat.

Die Nidwaldner Delegation hat bei Doris Leuthard offenbar wenig bis 
nichts erreicht: Die Volkswirtschaftsministerin hält an der Verschär-
fung fest. Jetzt gibt es nur den Weg über das nationale Parlament. Die 

Pilatus Flugzeugwerke – die Fakten

SVP Schweiz wird sich vehement gegen dieses 
Gesetz einsetzen. Und die Mitteparteien?

Zusätzlich braucht es den Druck durch die Be-
völkerung. Unterstützen Sie unsere Petition 
(www.svp-nw.ch). Wir wollten übrigens die FDP 
für die Petition gewinnen. Dort hiess es, man sei «nicht geübt im 
Unterschriftensammeln»… Und der Gewerbeverband teilte mit, man 
habe gerade «keinen Postversand geplant»… Wir bleiben dran – und 
zwar mit Taten.

Martin Zimmermann
SVP-Landrat Ennetbürgen

Nidwalden mit seiner wirt-
schaftsfeindlichen Politik die 
Existenzgrundlage raubt. 
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Bereits im ersten Wahlgang konnte 
sich Ueli Amstad gegen den CVP-
Herausforderer deutlich durchsetzen. 
Er gewann in neun von elf Gemein-
den und mit rund 600 Stimmen Vor-
sprung. Leider verpasste er das ab-
solute Mehr um lediglich 19 Stim-
men. Die CVP erzwang einen zweiten 
Wahlgang und wechselte dazu ihren 
Kandidaten in einem unschönen 
 Manöver aus. Doch der Nidwaldner 
Souverän sprach darauf ein deutli-
ches Wort: Ueli Amstad deklassierte 
den CVP-Kandidaten auf der ganzen 

Linie. Dieses Mal gewann Amstad in 
allen Gemeinden und mit 8802 Stim-
men – rund 3000 Stimmen mehr als 
der Christdemokrat! 

Die SVP Nidwalden ist erst seit 2002 
im Kantonsparlament vertreten. Ueli 
Amstad gehörte zu den ersten Land-
räten und er hat die Fraktion sechs 
Jahre lang mit Erfolg geführt. In die-
ser Zeit verschaffte er sich Einblick 
in sämtliche Dossiers und Geschäfte. 
Ausserdem gehörte er der wichtigen 
Finanzkommission an und konnte so 
positiven Einfl uss nehmen, dass Nid-
walden noch heute zu den fi nanz-
stärksten Kantonen in der Schweiz 
gehört. Er wird diese verlässliche Fi-
nanzpolitik nun auch in der Regie-
rung fortsetzen. 

Ueli Amstad ist gelernter Elektro-
monteur mit Meisterdiplom. In seiner 
berufl ichen Tätigkeit konnte er seine 

Führungsqualitäten anwenden, die 
er schon als Offi zier und Gebirgsgre-
nadier sammeln konnte. Als dreifa-
cher Vater kennt er die Freuden und 
Sorgen der Familien. Nun kann Ueli 
Amstad seine Erfahrungen und Fä-
higkeiten in die Regierung einbrin-
gen. Mit seiner Person nimmt ein 
verlässlicher SVP-Politiker erstmals 
Einsitz in die Nidwaldner Exekutive. 
Getreu den drei Versprechen, die er 
dem Nidwaldner Souverän vor dem 
Wahlgang abgelegt hat:

Für eine blühende Wirtschaft – damit 
die Menschen Arbeit haben und die 
Jungen eine Perspektive. 

Für ein sicheres Nidwalden – damit 
sich alle bei uns wohl fühlen kön-
nen. 

Für gesunde Staatsfi nanzen – denn 
jeder Franken, den der Kanton aus-

gibt, muss zuerst verdient werden. 
Also Nein zu unnötigen Staatsausga-
ben. Ja zu einer konsequenten bür-
gerlichen Politik. 

Die SVP Nidwalden wünscht dem 
neuen Regierungsrat viel Erfolg und 
Durchsetzungskraft. Seine Aufgabe 
wird keine leichte sein. Aber Ueli 
Amstad wird sich mit seiner ganzen 
Kraft zum Wohl des Kantons und sei-
ner Bevölkerung einsetzen. 

Peter Keller, Vizepräsident SVP Nidwalden

Ueli Amstad – erster 
SVP-Regierungsrat 
in Nidwalden
Der kleine Kanton Nidwalden hat eine grosse Sensation geschafft: Die SVP ist neu in der 
Regierung vertreten. Mit Ueli Amstad aus Stans. Nach dem Einzug eines CVP-Regierungs-
rates in den Ständerat wurde eine Ersatzwahl nötig. Wir wollten dem Nidwaldner Volk eine 
echte Wahl ermöglichen. Mit unserem Fraktionschef Ueli Amstad fanden wir den perfekten 
Kandidaten: volksverbunden, kompetent und konsequent bürgerlich. 

Seit mehr als 30 Jahren sind wir für unsere Kunden in den Bereichen politische Kommunikation
und Wirtschaftswerbung tätig.

Für die SVP, für Politikerinnen und Politiker, für Verbände, Behörden, Vereine und Stiftungen
sowie für KMU-Betriebe in der ganzen Schweiz. Zupackend, kostenbewusst und termintreu.

Und dies in den Bereichen
• Wahl- und Abstimmungswerbung • Campaigning und Persönlichkeitsprofilierung
• Lobbying und PR • Produkte- und Dienstleistungswerbung • Eventorganisation

Dabei haben wir eines immer wieder bewiesen: Wo nötig, schaffen wir auch die gewünschte
Medienaufmerksamkeit...

Walter Minder, Berater Wirtschaftskommunikation
Alexander Segert, Berater politische Kommunikation

Tel 043 499 24 00, info@goal.ch, Postfach, 8600 Dübendorf/ZHWir wollen Ihren Erfolg

AG für Werbung und Public Relations

Ueli Amstad

Werbung

AKTION
Für SVP-Freunde

FILME ÜBERSPIELEN
Wir überspielen Ihre N8/S8/VHS/Hi8/DVC-
Filme auf DVD. Professionelle Qualität, kein

Abfi lmen ab Leinwand oder Glasscreen.
Gyger Jürg, Kauenstrasse 4, 8887 Mels SG

Rufen Sie mich an ab 17.30 Uhr 
081 723 57 67
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Es war Pascal Couchepin, der vor 
zwei Jahren im Bundesrat durchge-
drückt hat, dass mit der EU Verhand-
lungen über ein Agrar-Freihandels-
abkommen aufgenommen wurden. 
Heute nun sind wir am Punkt, dass 
Bundesrätin Doris Leuthard landauf, 
landab Werbung für ein Abkommen 
mit der EU macht, womit unsere 
Grenzen für Landwirtschaftsimporte 
voll geöffnet werden sollen.

Wer die Struktur unserer Landwirt-
schaft kennt, weiss, was ein solches 
Abkommen für unsere Bauern be-
deuten würde. Wir haben Landwirt-
schaftsbetriebe bis weit ins Bergge-
biet hinauf. Die Durchschnittsgrösse 
der Bauernbetriebe in unserem Land 
beträgt kaum 20 Hektaren, in der EU 
haben zahlreiche Betriebe zwischen 
50 und 100 Hektaren keine Chance 
zum Überleben. Im Klartext: Wer sich 

für Landwirtschafts-Freihandel mit 
der EU einsetzt, weiss im Voraus, 
dass damit die Schweizer Bauern-
landschaft in ihrer bisherigen Struk-
tur kurzerhand weggeputzt wird.

In diesem Zusammenhang ist in Er-
innerung zu rufen, welch unsinnige 
Behauptungen der Bundesrat ge-
genüber dem Schweizer Volk bei den 
40-Tonnen-Lastwagen / beim Bau 

der NEAT in die Welt gesetzt hat. Der 
Bundesrat hat damals sogar im offi -
ziellen Abstimmungsbüchlein ge-

Luzi Stamm, Nationalrat SVP, Baden-Dättwil AG

Kamikaze-Freihandel in 
der Landwirtschaft?
Tragisch für unsere Bauern: Die Bundesräte, die in den letzten Jahren für die Landwirt-
schaft zuständig waren, Pascal Couchepin (bis 2002), Joseph Deiss (bis 2006) sowie Doris 
Leuthard (seit 2006), sind alle drei energische EU-Beitritts-Befürworter. Unter Pascal Couche-
pin hat die FDP in den 90er-Jahren beschlossen, das «strategische Ziel EU-Beitritt» zu ver-
folgen. Joseph Deiss hatte in Bundesbern immer den Ruf eines «EU-Turbos». Und Doris 
Leuthard hat in ihrer politischen Karriere seit je einen EU-Beitritt angestrebt.

Jetzt Schnupper- oder Jahresabo anfordern!

■ Ja, ich möchte «die grüne»
im Schnupperabo zum Kennenlernen
7 Ausgaben für nur Fr. 20.– statt Fr. 30.80

■ Jahresabo für Fr. 92.– statt Fr. 114.40 (26 Ausgaben)

Ihr Geschenk: Taschen-Messband

■ Kombipreis: Bei bestehendem Abo oder
als Neuabonnent der «BauernZeitung»
erhalten Sie «die grüne» für Fr. 77.– statt Fr. 92.–.
Sie sparen Fr. 15.–.
Ihr Geschenk: Taschen-Messband

■ Ja, ich möchte die «BauernZeitung»
im Schnupperabo zum Kennenlernen
13 Ausgaben für nur Fr. 20.– statt Fr. 28.60

■ Jahresabo 52 Ausgaben für Fr. 86.–
bzw. Fr. 103.– / Fr. 111.– mit Regionalzeitung
Ihr Geschenk: Schlüsselanhänger

Erhalten Sie dieses starke
Duo jetzt zum Spartarif!

Absender Herr Frau

Am schnellsten gehts per Tel. 031 958 33 37 oder
Fax 031 958 33 34 oder auf www.agrarmedien.ch

Name / Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort

Telefon

E-Mail

Datum AM08SVP

Coupon einsenden an:
Schweizer Agrarmedien GmbH,
Postfach 228, 3000 Bern 15

Deckt Ihren täglichen Bedarf
an Informationen!

MIT GESC
HENK!

Aktuelle Infos, Reportagen, Trends, Porträts,
Praxis-Beispiele und vieles mehr.

«die grüne»
Das Fachmagazin für die Schweizer Landwirt-
schaft vermittelt alle 14 Tage umfassende
Hintergrundinformationen zu Agrarwirtschaft,
Tierhaltung, Management, Markt und Politik.

Einzelverkaufspreis
«die grüne» Fr. 4.40

d.h. 7x für nur Fr. 20.–
(statt Fr. 30.80)

Sie sparen Fr. 10.80 Sie sparen Fr. 8.60

Einzelverkau
fspreis

BauernZeitun
g Fr. 2.20

d.h. 13x für nur Fr. 20.–

(statt Fr. 28.60)

«BauernZeitung»
Die Wochenzeitung der bäuerlichen
Organisationen in der Schweiz, mit
drei Regionalausgaben.
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schrieben, es werde «keine Lastwa-
genlawine» geben. Was geschah, ist 
bekannt: Innert Rekordzeit haben 
sich die Prognosen des Bundesrats 
als katastrophal falsch erwiesen. 
Altbundesrat Otto Stich stellte da-
mals gegenüber seinen Kollegen so-
gar die provokative Frage: «Dumm-
heit oder Betrug?» Muss dieselbe 
Frage «Dummheit oder Betrug?» nun 
auch bei den Behauptungen des 
Bundesrats in Sachen Agrar-Frei-
handel gestellt werden?

Leider vertritt der Bundesrat immer 
öfter nur noch die Interessen von 
einzelnen Interessengruppen statt 
diejenigen der Gesamtbevölkerung. 

Aber es ist wohl einmalig, dass die 
betroffenen Bauern von «Kamikaze-
Freihandel» sprechen (so hat sich 
ausdrücklich der Präsident des 
Schweizerischen Bauernverbands 
geäussert), der Bundesrat behauptet 
jedoch kaltschnäuzig, dieser Frei-
handel sei für die Bauern positiv und 
biete ihnen eine «grosse Chance». 
Man kann natürlich auch so zynisch 
sein, einen Nichtschwimmer ins 
Wasser zu werfen und ihm gleich-
zeitig weiszumachen, das sei nun 
eine grosse Chance, endlich schwim-
men zu lernen …

Bei den Falschaussagen bezüglich 
40-Tonnen-Lastwagen konnte man 

wenigstens noch argumentieren, die 
Folgen seien nicht so gravierend, 
weil es «nur» um den Nord-Süd-
Verkehr zwischen Basel und Chiasso 
geht. Nun aber steht die gesamte 
Landwirtschaft auf dem Spiel mit 
wichtigsten Fragen: Werden ganze 
Teile der Schweiz vergammeln, weil 
die Landschaft nicht mehr von den 
Bauern bewirtschaftet wird? Behal-
ten wir die Kontrolle über die Frage, 
ob Lebensmittel gesund und unter 
Einhaltung von Tierschutzregeln pro-
duziert werden? Ist die Ernährung 
der Schweiz auch in Krisenzeiten 
 sichergestellt, wenn Lebensmittel 
weltweit knapp werden und jedes 
Land nur noch für sich schaut?

Warum waren wohl damals die Lin-
ken und sogar die Grünen (!) für die 
Öffnung der Grenzen für schwere 
Lastwagen? Weil sie dachten, das 
sei gut für die Schweiz, oder weil sie 
in die EU wollten? Und weshalb will 
der Bundesrat heute diesen «EU-
Agrar-Freihandel»? Denkt er im 
Ernst, das sei positiv für die Schweiz? 
Oder wollen die massgebenden Leu-
te in Bundesbern einfach die Bauern 
eliminieren, um dann umso unge-
hemmter in die EU segeln zu kön-
nen? 

O P P O S I T I O N  M I T  E R F O L G

Seit dem 12. Dezember 2007 ist die 
SVP nicht mehr Regierungs-, son-
dern Oppositionspartei. Politiker an-
derer Parteien und Medien reagier-
ten darauf mit Schadenfreude, Häme 
und einer guten Portion Selbstgefäl-
ligkeit. Hier ein paar Beispiele:

Susanne Leutenegger Oberholzer, 
Nationalrätin SP/BS: «Die Opposition 
der SVP ist mehr ein PR-Gag als eine 
ernst zu nehmende Sache.»

Die CVP dozierte: «Die SVP kann 
nicht ein Doppelspiel betreiben und 
einerseits die Opposition proklamie-
ren und weiterhin zwei Vertreter im 
Bundesrat haben.»

Thomas Christen, Generalsekretär 
der SP Schweiz, verkündete gross-
spurig: «Angst zu haben braucht 
man vor dieser destruktiven SVP-
Politik nicht.»

Die «Basler Zeitung» wandte sich an 
die Abwähler: Diese müssten sich 
nun geschlossen zu «Respekt und 
Anstand verpfl ichten und so die pol-
ternde Opposition ins Leere laufen 
lassen».

Der «Tages-Anzeiger» proklamierte, 
die Opposition werde «für die Partei 
[Anm.: die SVP] schwieriger als für 
das Land und den Bundesrat».

Selbst die Tatsache, dass innert nur 
zwei Wochen nach der Abwahl Chris-
toph Blochers 10 000 Personen neu 
der SVP beitraten, liess die anderen 
Parteien nicht bescheidener werden.

Am 16. März dieses Jahres stand 
dann die erste Generalprobe der Par-
teien seit den National- und Stände-
ratswahlen an. In den Kantonen St. 

Gallen und Schwyz wurden Parla-
ment und Regierung neu gewählt. In 
St. Gallen ging die CVP mit drei Re-
gierungsratskandidaten ins Rennen. 
Darunter war auch Nationalrätin Luc-
rezia Meier-Schatz, bekannt gewor-
den durch ihren ebenso niederträch-
tigen wie erfolglosen Putschversuch 
gegen Christoph Blocher. Noch vor 
den Wahlen verkündete die CVP St. 
Gallen in einem Communiqué: «Seit 
einem Monat orientierungslos nach 
ihrer Rolle suchend, lässt sich die 
St.Galler SVP gemäss ihrem Präsi-
denten weiterhin nur von Verhinde-
rungs- und Frust-Motiven leiten.»

Wahltag ist Zahltag. Insbesondere 
für die CVP. Nur einer der drei Regie-
rungsratskandidaten wurde im ers-
ten Wahlgang wiedergewählt. Eine 
Wahl von Lucrezia Meier-Schatz im 
zweiten Wahlgang war so unwahr-
scheinlich geworden, dass sie von 
der Partei fallen gelassen wurde. 
Wer selbst mit Intrigen Politik macht, 
kann sich halt nicht auf das Ver-
trauen anderer verlassen. 

Grosse Siegerin der Wahlen in St. 
Gallen und Schwyz ist die SVP. In 

St. Gallen konnte sie ihren Wähler-
anteil von 25 % auf 35 % verbessern 
und verfügt neu über 41 Sitze im 
120-köpfi gen Kantonsrat. Im Kanton 
Schwyz konnte die SVP ihren Wäh-
leranteil von 29 auf 36,7 % steigern 
und besetzt nun 41 der 100 Sitze im 
Kantonsparlament. In beiden Kanto-
nen überholte die SVP erstmals die 
CVP als stärkste Partei. Die SP sack-
te demgegenüber geradezu ein. In 
St. Gallen wurde ihre Fraktion vom 
Souverän um mehr als die Hälfte de-
zimiert und verfügt nun über einen 
Restbestand von 16 Vertretern. Im 
Kanton Schwyz verlor sie 6 Mandate 
und verfügt neu noch über deren 9.

In den Kantonen Uri und Thurgau 
ging es dann gleich weiter mit dem 
Siegeszug der SVP: Im Kanton Uri 
konnte sie ihre Sitzzahl auf Kosten 
der Mitte-Parteien mit 8 neuen Man-
daten fast verdoppeln und belegt nun 
17 Parlamentssitze. Im Kanton Thur-
gau, wo die SVP bereits stärkste Par-
tei ist, konnte sie 4 neue Mandate 
gewinnen und belegt nun 51 Sitze. 
Die SP demgegenüber verlor 4 Sitze 
und verfügt neu nur noch über 17 
Vertreter im Thurgauer Kantonsrat.

Patrick Freudiger, Stadtrat Langenthal

Opposition konkret
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Selbst bei den Regierungsratswah-
len hat die SVP Siege errungen. All 
diejenigen, welche die SVP-Politik 
als regierungsuntauglich bezeich-
nen, sind vom Souverän einmal mehr 
korrigiert worden. Ein klarer Denk-
zettel an jene Mitte-Links-Koalition, 
welche die SVP am 12. Dezember 
2007 in die Opposition gedrängt 
hat:

Im Kanton Schwyz gewann die SVP 
einen Sitz auf Kosten der FDP und 
verfügt nun mit Walter Stälin und An-
dreas Barraud über zwei Regie-
rungsräte. In den Kantonen Nidwal-
den (mit Ueli Amstad) und St. Gallen 
(mit Stefan Kölliker) zog die SVP 
erstmals in der Geschichte in die 
 Exekutive ein. Wiederum auf Kosten 
der CVP (NW) bzw. der FDP (SG). 

Die selbstgefällige Schweizer Politi-
kerkaste mag sich über den Opposi-
tionskurs der SVP Schweiz herablas-
sen. Ein grosser Teil der Stimmbür-
ger hingegen hat sehr wohl Vertrau-
en in die SVP.

Alt SP-Präsident Peter Bodenmann 
bemerkte mit Blick auf die SVP ein-
mal hämisch: «Opposition ist hartes 
Brot.» Tatsächlich. Die Frage ist nur, 
für wen.

SVP-Mitglieder

aus der ganzen Schweiz

sind herzlich willkommen!
SVP Frauen Kanton Zürich

SVP-Studienreise nach Stockholm
«30 Jahre Wohlfahrtsstaat Schweden»
Donnerstag, 18. bis Sonntag, 21. September 2008

Programm: • Referat: Der schwedische Arbeitsmarkt
• Referat: Die Besonderheiten des politischen Systems Schwedens
• Referat: Das Schwedische Gesundheitswesen und die Altersvorsorge
• Empfang mit schwedischen Parlamentariern

(Referate in Englisch mit deutscher Zusammenfassung)
• 3-stündige Stadtrundfahrt in Deutsch mit Besuch des Stadthauses,

der «Blauen Halle» und dem «Goldenen Saal» (Nobelpreis-Verleihung)
• Ausflug in die unvergleichlich schöne Insel- und Schärenwelt,

Midsommer-Buffet «Smörgsbord» auf der Insel Grinda

Kosten & Leistungen: Preis pro Person im Doppelzimmer: Fr. 1355.–
Preis pro Person im Einzelzimmer: Fr. 1645.–
• Flüge Zürich-Stockholm-Zürich mit SAS Scandinavian Airlines, Economy
• 3 Übernachtungen im Hotel Hasselbacken**** mit Frühstück

Im Basispreis nicht berücksichtigt sind alle nicht erwähnten Mahlzeiten, Getränke
und Transfers und Annullierungskosten-/SOS-Versicherungen.

Organisation/Begleitung: • Rita Gygax, Präsidentin SVP Frauen Schweiz
• Jacqueline Hofer, Präsidentin SVP Frauen Kanton Zürich, www.svpfrauen.ch
• Inge Schütz, SVP International, www.ingeschuetz.ch

Anmeldung: SVP-Studienreise nach Stockholm, Do. 18. bis So. 21. September 2008
Ich melde mich hiermit definitiv an!

Name /Vorname:

Adresse:

E-Mail:

Telefon/Natel:

Zutreffendes ankreuzen: ❍ Doppelzimmer zusammen mit:
❍ Einzelzimmer
❍ Annullierungskosten- /SOS-Versicherungen à Fr. 69.–

Datum/ Unterschrift:

Anmeldungen an: Jacqueline Hofer, Präsidentin SVP Frauen Kanton Zürich
Postfach 530, 8600 Dübendorf, Tel. 044 820 20 90, Fax 044 820 20 85

Anmeldeschluss: Dienstag, 15. Juli 2008. Es stehen max. 35 Plätze zur Verfügung.
Bei Überbuchung nach Eingang der Anmeldung.
Programmänderungen bleiben vorbehalten.

Fahrschule Auto und Motorrad
WALTI BÜRKI

5507 Mellingen
079 221 21 00
Im Kanton Aargau
Spezialtarif für SVP-Sympathisanten!

Bettenreinigung
in einem Tag!

Decken und Kissen werden morgens
abgeholt und in einem Tag aufgefrischt.
Inhalt reinigen: Decken Fr. 25.–, Kissen
Fr. 10.–. Neue Stoffe und Nachfüllung
auf Wunsch. Nur 1a-Qualitäten, kein
Lebendrupf! Neue Decken und Kissen,
auch Spezialanfertigungen. Direktverkauf

aus eigener Fabrikation.

BETTFEDERNREINIGUNG
POTEMA®

MOBILE MATRATZENREINIGUNG

ZOLLINGER + CO. AG
• 8424 Embrach, Hardhofstrasse 15

Telefon 044 869 10 75
Samstags auf tel. Anmeldung

www.rafzerfeld.com
bettwaren@rafzerfeld.com

Werbung
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Die Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen ist bedenklich. In den 
letzten zehn Jahren sind die Prämien 
um ca. 60 % gestiegen. Aus diesem 
Grund hatte die SVP die Prämien-
senkungsinitiative lanciert. Dass die 
SVP die Sache auf den Punkt ge-
bracht hatte, bestätigte die darauf-
folgende Ausarbeitung eines Gegen-
vorschlages durch den Bund. Nun 
steht der Gegenvorschlag zur Ab-
stimmung, woraufhin die SVP ihre 
Initiative zurückgezogen hat.

Am 1. Juni 2008 haben Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger die Mög-
lichkeit,  ein deutliches politisches 
Signal zu setzen. Es gilt, eine verfas-
sungsmässige Grundlage für die 
Ausgestaltung des Versicherungsge-

setzes zu schaffen. Anstrebungen  
verschiedenster Reformen des Kran-
kenversicherungsgesetzes können 
nicht genügen. Als solides Funda-
ment brauchen wir eine klar defi -
nierte Gesetzesregelung und somit 
den vorliegenden greifenden Verfas-
sungsartikel. Er spricht sich für 
Transparenz und Wettbewerb aus, 
was zu mehr Qualität und tieferen 
Preisen führt. 

Leistungen sollen wirksam, 
zweckmässig und 
wirtschaftlich sein
Leistungen und Tarifstrukturen von 
Ärzten und Spitälern müssen trans-
parent gemacht werden. Nur so ist 
für den Laien ein Vergleich der medi-

Jacqueline Hofer, Präsidentin SVP Frauen Kanton Zürich

Ein klares Ja zum Verfassungsartikel 
«Für mehr Qualität und Wirtschaftlich-
keit in der Krankenversicherung»

zinischen Angebote und Leistungen 
möglich. Die Allgemeinheit soll somit 
Zugang zu einer qualitativ hochste-
henden medizinischen Versorgung zu 
einem angemessenen Preis erhalten. 

Förderung der 
Eigenverantwortung

Auch die Eigenverantwortung der 
Patienten wird im Verfassungsartikel 
festgehalten. Neu sollen diese ihre 
Ärzte unter den eingangs erwähnten 
Leistungserbringern auswählen und 
die optimale Behandlungsmethode 
frei bestimmen können. Auf statio-
närer Ebene wird als grundlegende 
Änderung die monistische Finanzie-
rung eingeführt, d. h., Spitäler wer-
den bei stationären Behandlungen 
nur noch aus einer Hand bezahlt. Mit 
dem Ziel, dass Bund und Kantone 
ihre Aktionen besser koordinieren. 

Wir wollen Qualität, Transparenz und Wettbewerb. Wir möchten wissen, welcher Leistungs-
erbringer qualifi ziert ist und wo gute Ärzte, Pfl egeheime und Spitäler sind. Patientinnen und 
Patienten sollen ihre Ärzte frei wählen können. Dank Transparenz und Wahlfreiheit und 
somit dem Wettbewerb steigt die Qualität der Leistungen und die Kosten sinken. 

Krankenkassen dürfen nach wie vor 
nicht profi torientiert sein. 

Zweifel der Gegner sind 
unberechtigt und haltlos

Wer behauptet, dass mit der Annah-
me des Verfassungsartikels eine 
Zweiklassenmedizin und die Ver-
tragsfreiheit in der Schweiz einge-
führt würde und dass es bei dieser 
Abstimmung um einen Abbau in der 
Grundversicherung gehe, liegt falsch. 
Weder Änderungen bei der Pfl ege 
sind ein Thema, haben sich doch das 
Volk und die Stände bereits deutlich 
dagegen ausgesprochen, noch wäre  
eine Einführung der Vertragsfreiheit 
auf dieser Ebene möglich. Nur eine 
entsprechende Gesetzesänderung 
könnte dies bewirken. 

Die Mängel im Krankenversiche-
rungsgesetz und die damit verbun-
dene Prämienexplosion sind mit we-
niger Regulierungen und mehr Wett-
bewerb zu korrigieren. Die Eigenver-
antwortung ist zu fördern, ohne dass 
der Solidaritätsgedanke verloren 
geht. Grundsätze wie Wirksamkeit, 
Zweckmässigkeit und Wirtschaft-
lichkeit bilden die Basis dieser neu-
en Gesetzesgrundlage. Mit einem Ja 
verankern wir das Ziel einer hohen 
Qualität der medizinischen Leistun-
gen in der Verfassung. Kostensen-
kungen zulasten der Qualität werden 
somit verunmöglicht. 

Die Gesundheit ist unser kostbarstes 
Gut. Die Bevölkerung hat ein Anrecht 
auf Qualität,  Wettbewerb und Trans-
parenz im Gesundheitswesen. Des-
halb ein klares Ja zum Gesundheits-
artikel am 1. Juni.

Werbung

Sie erhalten topaktuelle Schlag zeilen und 
brisante Kurzinformationen der SVP direkt auf Ihr Handy. 
Melden Sie sich jetzt an (CHF 0.40 pro SMS).

Beim SMS-Service anmelden:
Schicken Sie von Ihrem Handy aus ein SMS mit dem 
Text «SVP ON» an die Zielnummer 939. 
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EElleekkttrroonniisscchhee VVeerrwwaallttuunngg uunndd
OOrrggaanniissaattiioonn vvoonn OOrrttss-- uunndd

AAmmttssppaarrtteeiieenn..

ZZeennttrraallee AAbbllaaggee,, IInntteerrnneettzzuuggrriiffff,,
BBeennaacchhrriicchhttiigguunngg,, VVeerrssiioonniieerruunngg,,

fflleexxiibbeell,, aannppaassssbbaarr,, OOffffiiccee--IInntteeggrraattiioonn..

DDookkuummeennttee,, TTeerrmmiinnee,, PPeennddeennzzeenn,,
VVoorrssttaanndd,, SSiittzzuunnggeenn,, RRaappppoorrttiieerruunngg……

hhttttpp::////wwwwww..hhuurrccoo..cchh//VVeerreeiinnssvveerrwwaallttuunngg..hhttmm

Mein berufl iches Umfeld möchte ich gerne
per 1. August 08 verändern.
Mein fundiertes Wissen ist im Dunstkreis der 
Bürotätigkeit, Immobilienvermarktung.

Angebote bitte an klartext@svp.ch
oder briefl ich an 
Generalsekretariat SVP CH
Brückfeldstrasse 18, PF 8252, 3001 Bern

www.cockpitKMU.ch
reinschauen lohnt sich!

cockpitKMU®

• Erfolg ist machbar
• Für Praktiker
• 30 gratis Downloads

CH Ehepaar mit 20 Jahren Erfahrung 
übernimmt für Sie in Ihrem Ein- oder 
Mehrfamilienhaus die Hauswartung 
und Umgebungspfl ege.
Region Limmattal, Stadt Zürich bis Grenze 
Zollikon/Küsnacht Wir unterbreiten Ihnen 
gerne eine unverbindliche Offerte.
R.+M. Kottmann, Telefon 076/576.34.62

Keine konsequente Durch-
setzung des Betäubungs-
mittelverbots mehr

Ein Betäubungsmittelgesetz wäre – 
wie es der Name schon sagt – ein 
Gesetz zur Durchsetzung des Betäu-
bungsmittelverbotes bzw. seiner 
Ausnahmen davon. Der Fokus läge – 
würde denn der Gesetzgeber seinen 
Auftrag richtig wahrnehmen – auf 
Verboten, Strafbestimmungen, Ju-
gendschutz und Kontrollen und zielte 
schon rein quantitativ auf eine Min-
derheit der Bevölkerung ab. Anhand 
der oben gewählten Formulierung 
wird schnell ersichtlich, dass das 
Parlament einmal mehr seinen Auf-
trag nicht richtig wahrgenommen 
und Hand zur Lockerung der Drogen-
politik geboten hat. Statt eines Be-
täubungsmittelgesetzes hat das Par-
lament ein allgemeines Suchtmittel-
gesetz erlassen. Dieses öffnet den 
Fächer der davon betroffenen Stoffe 

und des Suchtverhaltens und hat den 
Schwerpunkt in den Bereichen Prä-
vention, Therapie und Schadensmin-
derung. Es zielt auf breitere Bevölke-
rungsschichten ab. Als Konsequenz 
wird eine Abstinenz, früher Hauptziel 
der Drogenpolitik, zur Nebensäch-
lichkeit degradiert. Stattdessen wird 
die Rauschgiftabgabe massiv aufge-

wertet. Für die Weitergabe von Klein-
mengen wird gar eine Straffreiheit 
eingeführt. Damit werden Drogen-
händler leichtes Spiel haben. 

Der Staat zieht sich aus 
der Drogenbekämpfung 
zurück …
Statt die Eltern bei ihren Bemühun-
gen, die Kinder von Drogen fernzu-
halten, zu unterstützen, zieht sich 
der Staat von der Aufgabe der Dro-
genbekämpfung, also illegale Ge-
schäfte im Interesse der Gesellschaft 
mit allen Mitteln zu bekämpfen, zu-
rück. Dies hat fatale Folgen. Denn 
die langjährige Verharmlosung der 
verschiedenen Rauschgifte führte 
bereits in der Vergangenheit viele 
junge Menschen in die Drogenab-
hängigkeit. Wenn sich jetzt der Staat 
weiter zurückzieht, dann wird die 
Vergiftung unserer Jugend weiter 
vorangetrieben.  

Nationalrat Toni Bortoluzzi, SVP ZH

Unterstützen Sie das 
Referendum gegen das 
Betäubungsmittelgesetz!

Kämpfen auch Sie gegen 
das verfehlte Betäubungs-
mittelgesetz!

Dieser verfehlten Suchtpolitik muss 
Einhalt geboten werden. Mit der Un-
terstützung des Referendums erhal-
ten die Stimmbürger die Möglichkeit, 
der Gleichgültigkeit, die zu Lasten der 
Prämienzahler geht, welche via Kran-
kenkassenprämien für die Folgen des 
Drogenkonsums aufkommen müssen, 
einen Riegel zu schieben. Das vorlie-
gende Betäubungsmittelgesetz setzt 
keine klaren Grenzen und sieht die 
Förderung der Abstinenz nur als ein 
Mittel unter vielen. Der Zentralvor-
stand der SVP Schweiz hat deshalb 
an seiner Sitzung vom 29. Februar 
2008 einstimmig beschlossen, das 
Referendum gegen das Betäubungs-
mittelgesetz zu unterstützen. Wir bit-
ten Sie, den beigelegten Referen-
dumsbogen zu unterschreiben und an 
das Referendumskomitee zurückzu-
senden. Die SVP fordert, dass der 
Staat mit Nachdruck auf die Gefähr-
lichkeit aller Rauschgifte hinweisen 
und Therapien fördern soll, die zu 
 einem drogenfreien Leben führen. 

Die Resultate der weltweit einzigartigen Drogenpolitik unseres Landes sind erschreckend: 
immer mehr Drogenprobleme in unserer Gesellschaft mit wachsenden Zahlen junger Dro-
genkonsumenten und immer mehr Drogenhandel mit mafi ösem Charakter. Der Schaden, 
welcher unserer Volkswirtschaft durch den Drogenkonsum verursacht wird, beträgt jedes 
Jahr 4,1 Milliarden Franken. Diese Summe entspricht fast einem Hundertstel des gesamten 
Volkseinkommens der Schweiz. Doch statt den Betäubungsmittelkonsum mit einem wirk-
samen Gesetz zu bekämpfen, hat das Parlament der Drogensucht mit dem vorliegenden 
Gesetz Tür und Tor geöffnet. 

ÜBERSETZEN,
LEKTORIEREN, REDIGIEREN

Bahnhofweg 17, 5610 Wohlen
056 622 33 44, www.aareptan.ch

translate@aareptan.ch
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Immobilienverkauf ist
Vertrauenssache.
Spielen sie mit dem Gedanken Ihre
Liegenschaft zu verkaufen? Wir
erledigen für Sie den Haus- oder
Wohnungsverkauf von A – Z. Profi-
tieren Sie von
unserem einmaligen
Netzwerk und von
einem gewinn-
bringenden Ver-
kauf Ihrer Lie-
genschaft.
Bahnhofplatz 1, 8910 Affoltern a.A.

Tel. 043 817 17 11
luki.sutter@remax.net

zhaw
Angewandte Linguistik
IAM Institut für Angewandte
Medienwissenschaft

waskommunikationbewegt

wissen

«In drei Jahren Wähler gewinnen –
jetzt professionell schulen!»
Certificate of Advanced Studies
Politische Kommunikation

24 Kurstage à 8 Lektionen plus Projektarbeit,

21.8. bis 19.12. 2008,

freitags und samstags, 9.00 – 17.00 Uhr

Weitere Informationen: www.linguistik.zhaw.ch/

iam/politische-kommunikation

Kooperation mit www.berner-politgespraeche.ch

Informationsapéros:

7. Mai und 28. Mai 2008, 18.30 Uhr

Anmeldung unter info.iam@zhaw.ch

IAM Institut für Angewandte Medienwissenschaft

Zur Kesselschmiede 35

8401 Winterthur

Werbung

Gute 
Geschäftsmöglichkeit   
Sie sind seriös, selbstständig, positiv 
und lieben Kontakt mit Leuten.
Dann informieren Sie sich unter www.freizeit-einkommen.ch

Im Abstimmungskampf zur Volksinitiative «Für demokratische Einbürgerun-
gen» tritt die SVP mit einem bekannten Motiv auf. Das Bild mit den Händen, 
die nach den Pässen greifen, wurde bereits im Jahr 2004 für die Kampagne 
zu den Einbürgerungsvorlagen verwendet. Im Jahr 2008 wird massiv Polemik 
gegen dieses Plakat gemacht und die Gegner machen dabei auch vor geset-
zeswidrigen Aktionen nicht halt. So wurden in Nyon VD Abstimmungsplakate 
mit schwarzer Farbe übermalt oder das Megaplakat an der Pfi ngstweid strasse 
in Zürich zerstört. 
Der Gemeinderat von Moutier BE liess verlauten, dass das Plakat in der Stadt 
nicht angebracht werden dürfe – das Plakat stigmatisiere die ausländische 
Bevölkerung ungerechtfertigt. Dieses Vorgehen der Gemeindebehörden von 
Moutier ist undemokratisch und kommt einer Zensur gleich. Die Abstim-

Vandalismus gegen Argumente
mungsinformation wird von staatlicher Seite einseitig und wertend beein-
fl usst, die freie Meinungsäusserung eingeschränkt. Die Forderungen ent-
behren jeder – auch rechtlichen –  Grundlage, wurden doch bisher alle 
Klagen gegen SVP-Plakatkampagnen abgewiesen. 
Das Sujet der aktuellen Plakatkampagne widerspiegelt die steigenden Ein-
bürgerungszahlen der letzten Jahre sowie die sinkenden Anforderungen an 
die Antragssteller. In diesem Zusammenhang zeigt das Sujet die Realität in 
der Schweiz auf. Die Einbürgerungsinitiative der SVP will den Gemeinden 
wieder das letzte Wort bei Einbürgerungsentscheiden geben. Die endgültige 
Entscheidung, wer Schweizer werden soll und wer nicht, muss ein politi-
scher Entscheid bleiben und darf nicht zum Verwaltungsakt verkommen. 
Darum braucht es am 1. Juni ein Ja zur Einbürgerungsinitiative!



Bestellschein mit Spezialrabatt
Expl. Matthias Ackeret Das Blocher-Prinzip CHF 30.– statt 38.–

Name Vorname

Strasse PLZ/Ort

Datum Unterschrift



Jetzt zugreifen – die Geschenkidee!

Wer als Unternehmer, Offizier oder
Politiker derart erfolgreich ist wie
Christoph Blocher, dessen Erfolgs-
geheimnis möchte man ergründen.
Das hat Matthias Ackeret in langen
Gesprächen getan; sie liegen nun
in diesem Buch vor: Christoph
Blocher stellt darin seine Führungs-
philosophie und seine Führungs-
prinzipien vor und erklärt, wie es
ihm scheinbar mühelos gelingt,
in allen Lebensbereichen grosse
Leistungen zu erbringen.

Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern – Fax 031 398 42 02 – E-Mail idee@jsvp.ch

210 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-85801-188-6

www.blocher.ch

(exkl. Porto)



Petra Giger und Patrick Rothmund arbeiten mit Microsoft Office

in Rumantsch. Dank der Software in ihrer Muttersprache können

sie einfacher und intuitiver arbeiten, lernen und kommunizieren.

So helfen sie und Microsoft, eine alte Sprache und die Kultur zu

erhalten. Lesen Sie mehr auf www.aufmeinemweg.ch
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